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§ 93 00. StGBG 2002 § 93

04. StGBG 2002 - 06. Statutargemeinden-Bedienstetengesetz 2002

@ Bericksichtigter Stand der Gesetzgebung: 22.02.2023

(1) Der Beamte (Die Beamtin) kann durch schriftliche Erklarung seine (ihre) Versetzung in den Ruhestand frihestens
mit Ablauf des Monats bewirken, in dem er (sie) seinen (ihren) 720. Lebensmonat vollendet, wenn er (sie) zum
Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand eine ruhegenussfahige Gesamtdienstzeit von 300
Monaten aufweist. Die Rechtswirksamkeit der Erklarung richtet sich nach jener Rechtslage, die zu dem Zeitpunkt gilt,
zu dem der Beamte (die Beamtin) den fur die Wirksamkeit der Erklarung vorgesehenen Lebensmonat vollendet. § 92
Abs. 3 zweiter Satz ist sinngemal anzuwenden.(Anm: LGBI.Nr. 100/2011)

(2) Ein Beamter (Eine Beamtin), der (die) eine Funktion innehat, die nach dem 0&. Objektivierungsgesetz 1994
auszuschreiben ist, hat die Erklarung spatestens sechs Monate vor dem beabsichtigten Zeitpunkt der
Ruhestandsversetzung einzubringen. Eine spatere Erklarung verschiebt den Zeitpunkt entsprechend, soweit nicht die
Dienstbehdrde einer Verklrzung zustimmt.

(3) Die Versetzung in den Ruhestand wird vorbehaltlich des Abs. 2 mit Ablauf des Monats wirksam, den der Beamte (die
Beamtin) bestimmt, frihestens jedoch mit Ablauf des der Abgabe der Erklarung folgenden sechsten Monats. Hat der
Beamte (die Beamtin) keinen oder einen friheren Zeitpunkt bestimmt, so wird die Versetzung in den Ruhestand
vorbehaltlich des Abs. 2 ebenfalls mit Ablauf des sechsten, der Abgabe der Erklarung folgenden Monats, wirksam.
(Anm: LGBI.Nr. 100/2011)

(4) Wahrend einer Suspendierung kann eine Erklarung nach Abs. 1 nicht wirksam werden. In diesem Fall wird die
Erklarung frihestens mit Ablauf des Monats wirksam, in dem die Suspendierung oder vorlaufige Suspendierung
geendet hat.

(5) Der Beamte (Die Beamtin) kann die Erkldrung nach Abs. 1 bis spatestens drei Monate vor dem Wirksamwerden
widerrufen. Diese Frist erhoht sich auf sechs Monate, wenn der Beamte (die Beamtin) eine Funktion innehat, die nach
dem 00. Objektivierungsgesetz 1994 auszuschreiben ist. Ein spaterer Widerruf wird nur wirksam, wenn die
Dienstbehdrde ausdricklich zugestimmt hat.

(Anm: LGBI.Nr. 143/2005)

In Kraft seit 01.12.2011 bis 31.12.9999

© 2024 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


file:///
https://www.jusline.at/gesetz/ooe_stgbg_2002/paragraf/92
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Lgbl&Lgblnummer=100/2011&Bundesland=Ober%25C3%25B6sterreich&BundeslandDefault=Ober%25C3%25B6sterreich&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Lgbl&Lgblnummer=100/2011&Bundesland=Ober%25C3%25B6sterreich&BundeslandDefault=Ober%25C3%25B6sterreich&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Lgbl&Lgblnummer=143/2005&Bundesland=Ober%25C3%25B6sterreich&BundeslandDefault=Ober%25C3%25B6sterreich&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True
file:///

	§ 93 Oö. StGBG 2002 § 93
	Oö. StGBG 2002 - Oö. Statutargemeinden-Bedienstetengesetz 2002


